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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu TOP 9 (Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien) gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 
AktG  

Nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG kann die Hauptversammlung die auf höchstens fünf Jahre befristete 
Ermächtigung des Vorstands beschließen, eigene Aktien, die den Anteil am Grundkapital von 10 v. H. 
nicht übersteigen dürfen, zu erwerben. Vorstand und Aufsichtsrat haben nunmehr entschieden, der 
Hauptversammlung eine solche Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien, wie zu TOP 9 dargestellt, 
vorzuschlagen, um im Interesse einer nachhaltigen Steigerung des Unternehmenswerts der 
Gesellschaft flexibel auf den Bedarf zur Verwendung eigener Aktien, unter anderem bei der 
Verwendung zur Incentivierung von Mitarbeitenden und Führungskräften der Gesellschaft und 
verbundenen Unternehmen und Mitgliedern des Vorstands, anlässlich von Transaktionen und 
sonstigen, im Beschlussvorschlag erwähnten Zwecken, reagieren zu können.  

Dabei soll der Vorstand jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats neben dem Erwerb über die Börse 
jeweils auch die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches Kaufangebot 
(Tenderverfahren) zu erwerben. Bei dieser Variante kann jeder verkaufswillige Aktionär der 
Gesellschaft entscheiden, wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu welchem Preis 
er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der 
Gesellschaft nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss eine Zuteilung im Verhältnis der angebotenen 
Aktien erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder 
kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, 
unteilbare Spitzenbeträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände 
zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu erleichtern.  

Die Aktienoptionspläne 2015, 2020 und 2024/25 für Mitarbeitende, Führungskräfte und 
Vorstandsmitglieder der adesso SE sowie für Mitarbeitende und Mitglieder der Geschäftsführungen 
verbundener Unternehmen werden durch bedingte Kapitalia abgesichert. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien soll den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
Möglichkeit geben, die Aktienoptionspläne 2015, 2020 sowie 2024/25 auch durch den vorherigen 
Erwerb eigener Aktien zu bedienen. Damit wird insbesondere eine Verwässerung der Altaktionäre 
durch die ansonsten erforderliche Kapitalerhöhung vermieden. Die Entscheidung darüber, wie die 
Optionen im Einzelfall erfüllt werden, treffen die zuständigen Organe der Gesellschaft; sie werden 
sich dabei allein vom Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen und in der jeweils 
nächsten Hauptversammlung über ihre Entscheidung berichten. 

Darüber hinaus soll dem Vorstand ermöglicht werden, zurückgekaufte Aktien unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats an Dritte gegen Barzahlung zu 
veräußern, wenn dies zu einem Preis erfolgt, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Die 
Verwaltung wird einen etwaigen Abschlag vom Börsenpreis entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen möglichst niedrig halten. Mit der Veräußerung zu einem den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitenden Kaufpreis wird eine Verwässerung des Beteiligungswerts der Aktionäre 
vermieden. Die Anzahl der auf diese Weise veräußerten Aktien darf 10 % des Grundkapitals im 
Zeitpunkt der Verwendung der Aktie nicht übersteigen, wobei auf diese Grenze Aktien, 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten sowie 
vergleichbare Instrumente anzurechnen sind, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder 
veräußert werden. Für die Gesellschaft eröffnen sich damit Chancen, nationalen und internationalen 
Investoren die Aktien anzubieten und den Aktionärskreis zu erweitern und damit den Wert der Aktien 
zu stabilisieren. Sie kann ihr Eigenkapital flexibel geschäftlichen Erfordernissen anpassen und auf 
günstige Börsensituationen reagieren.  
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Dem Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch die eingeräumte Ermächtigung ferner die 
Möglichkeit gegeben werden, eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese gegen Sachleistung 
veräußern zu können, insbesondere als Gegenleistung bei Unternehmenszusammenschlüssen oder 
beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Unternehmensbeteiligungen. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, 
um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen 
schnell und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt auch der vorgeschlagene Ausschluss des 
Bezugsrechts Rechnung. Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen nicht. Bei 
der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der 
Aktionäre angemessen gewahrt werden und sich in der Regel am Börsenkurs der adesso SE 
orientieren. Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über eine Ausnutzung dieser 
Ermächtigung erstatten.  

Darüber hinaus soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in der Lage sein, Aktien an 
Mitarbeitende und Führungskräfte der Gesellschaft, Mitarbeitende und Mitglieder der 
Geschäftsführungen von verbundenen Unternehmen, freie Mitarbeitende sowie Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft anzubieten oder als Vergütungsbestandteil (auch unentgeltlich) zu 
überlassen und zu übertagen. Durch die Ausgabe von Aktien an Mitarbeitende des Unternehmens 
soll eine zusätzliche Form der aktienbasierten Vergütung geschaffen werden, um Mitarbeitende an 
das Unternehmen zu binden bzw. qualifizierte neue Mitarbeitende für das Unternehmen zu gewinnen. 
Die Ziele der Motivation und Bindung der Mitarbeitende des Unternehmens liegen im Interesse der 
Gesellschaft. Der Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei der Verwendung erworbener 
eigener Aktien ist hierfür Voraussetzung. Auch Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sollen die 
Möglichkeit erhalten, vom Aufsichtsrat Aktien als aktienbasierte Vergütung zugesagt oder übertragen 
zu bekommen. Dies bindet die Mitglieder des Vorstands an das Unternehmen und dessen 
wirtschaftlichen Erfolg und liegt somit ebenfalls im Interesse der Gesellschaft. Die Mitglieder des 
Vorstands haben dabei ein zusätzliches Interesse daran, auf die Wertsteigerung der Gesellschaft, 
ausgedrückt im Börsenkurs, hinzuwirken, wobei sie jedoch auch das Kursrisiko tragen. Die 
Entscheidung über die Zusage und Übertragung aktienbasierter Vergütungsbestandteile obliegt allein 
dem Aufsichtsrat als zuständiges Entscheidungsorgan, das auch über die Modalitäten der 
aktienbasierten Vergütung an Vorstandsmitglieder unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben zur 
Angemessenheit (§ 87 Abs. 1 AktG) befindet. Hierdurch ist sichergestellt, dass das Bezugsrecht der 
Aktionäre nicht übermäßig und nur im Interesse der Gesellschaft ausgeschlossen wird.  

Die aufgrund des vorgeschlagenen Ermächtigungsbeschlusses erworbenen eigenen Aktien sollen 
vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch ohne erneuten Beschluss der 
Hauptversammlung eingezogen werden können. Die Hauptversammlung kann gem. § 237 Abs. 3 Nr. 
3 AktG die Einziehung von Stückaktien beschließen, ohne dass damit eine Herabsetzung des 
Grundkapitals erforderlich wird. Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht diese Alternative neben der 
Einziehung mit Kapitalherabsetzung vor. Durch eine Einziehung eigener Aktien ohne 
Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am 
Grundkapital. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die Anzahl der Stückaktien, die sich 
durch die Einziehung verringert, in der Satzung anzupassen. 
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